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Gerüstet für das Jahr 2000

Die technologisciie Lücke zwischen den USA und Europa wird auch für die BRD immer 
mehr zum Hauptproblem ihrer wirtschaftlichen Zukunft. Sind die Europäer dazu verur­
teilt, zu reinen Lizenzempfängern der USA zu werden, oder bieten sich noch Möglich­
keiten, der wirtschaftlichen und technischen Vormachtstellung der USA wirksam zu be­
gegnen?

Politische Tat als europäische Therapie
Dr. h. C. Franz Josef Strauß, Bundesminister der Finanzen, Bonn*)

D ie europäischen Staaten — 
insbesondere die Bundes­

republik -  stehen heute vor der 
Frage, ob sie sich in der moder­
nen Welt von morgen noch be­
haupten können oder ob sie — 
wie der Franzose Servan-Schrei- 
ber in seinem Buch „Die ame­
rikanische Herausforderung“ 
ausmalt -  zu Satelliten der Ver­
einigten Staaten werden, die 
ihnen nicht nur im Rohstoffbe­
reich und im Bevölkerungspo­
tential überlegen sind, sondern 
auch in der Forschung und Pla­
nung, in den organisatorischen 
Fähigkeiten, in der Ausbildung 
des Managements, der Fort­
schrittlichkeit des Erziehungs­

*) Die Ausführungen in diesem Artikel 
fußen im wesentlichen auf dem Vorwort 
des Verfassers zu der deutschen Aus­
gabe des Buches von J. J. S e r v a n -  
S c h r e i b e r :  Die ameriiianische Her­
ausforderung, Hamburg 1953, Veriag Hoff­
mann und Campe.

und Bildungswesens und damit 
gerade in den Bereichen, die für 
die zukünftige Entwicklung ent­
scheidend sind.

Politischer Aufbruch notwendig

In den USA beginnt sich eine 
neue Zivilisation zu entwickeln, 
die zum nachindustriellen Zeit­
alter führt. Wir erleben eine Mu­
tation, bei der das Quantitative 
in das Qualitative umschlägt. Die 
Europäer werden dieses gelob­
te Land nicht erreichen. Es sei 
denn, sie begegnen dieser Her­
ausforderung und finden eine 
Antwort darauf. Wir sind am 
europäischen Kreuzweg ange­
langt, der uns vor die Entschei­
dung stellt, ob wir fähig sind, 
den Übergang vom National­
staat zum Kontinentalstaat zu 
vollziehen. Diese Entscheidung

ist nicht leicht. Aber eines 
scheint sicher: Wer den Über­
gang nicht bewältigt, der wird 
im planetarischen Zeitalter, das 
auf uns zukommt, nicht mehr 
mitzureden haben, auch nicht 
mehr über sein eigenes Schick­
sal und dessen weiteren Ver­
lauf. Mit Recht bemerkt daher 
Servan-Schreiber: „Die Rettung 
muß von einem politischen Auf­
bruch kommen“, und an ande­
rer Stelle: „Nun wird diese not­
wendige Umwandlung Europas 
aber nicht von selber erfolgen. 
Dafür sind Männer des Willens 
als Politiker notwendig.“

Gefahr der Selbstaufgabe

Die Umwandlung setzt voraus, 
daß die Einsicht dafür da und 
dort vorhanden oder jedenfalls 
im Wachsen begriffen ist. Leider
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trifft man aber heute in Europa 
nach den beiden schrecklichen 
Kriegen dieses Jahrhunderts, die 
diesen Kontinent von seiner 
glanzvollen Höhe innerhalb einer 
Generation an den Rand des 
geschichtlichen Abgrundes ge­
führt haben, als bewegende Ur­
sache des Handelns mehr das 
Wohlstandsmotiv -  oft auch als 
Gesellschaftspolitik bezeichnet 
- ,  aber kaum noch den Willen, 
politisch zu überleben. Der Rück­
zug Europas aus der Weltpolitik, 
eingeleitet durch die Aufgabe 
der ohnehin nicht mehr lange 
zu haltenden Kolonien und am 
tragischsten und symbolkräftig­
sten ausgedrückt im Rückzug 
der Engländer aus Ostasien und 
aus dem weltpolitischen Bereich 
East of Suez, wird nicht dazu 
führen, daß die Europäer ein 
Glück im stillen Winkel finden 
und ihre Art im Schatten der 
neuen Konstellation der Welt­
mächte pflegen und erhalten 
können. Die großen Verände­
rungsprozesse in der Welt, poli­
tisch, soziologisch, wissenschaft­
lich-technisch, wirtschaftlich-in­
dustriell, und die damit verbun­
denen Verschiebungen im Kräf­
teverhältnis und in der Macht­
verteilung werden dazu führen, 
daß die Europäer in Fragen 
ihres eigenen Schicksals — von 
der Gestaltung ihrer Zivilisation 
im Innern bis zur Frage der 
Sicherheit nach außen -  nicht 
mehr bestimmen und in immer 
geringerem Maße mitbestimmen 
werden.

Werden sich die Europäer ge­
gen diese Entwicklung auflehnen 
und über die Auflehnung hinaus 
zur Tat gelangen?

Zerstrittenes Europa . . .

Zum Teil ist bei den Euro­
päern die Einsicht vorhanden, 
aber Rivalitäten und Egoismen 
verhindern ein konkludentes, 
das heißt ein aus der Einsicht 
Konsequenzen ziehendes Han­
deln. Sie verschwenden die Zeit, 
die mit Beschleunigungseffekt 
ungenutzt an ihnen vorbeizieht.

Zum Teil haben sie auch die 
Einsicht, aber nicht mehr die 
Bereitschaft oder die Kraft, sich 
dagegen zu stemmen. Sie ha­
ben lieber die amerikanische 
Vorherrschaft in Europa als eine 
Einigung der europäischen 
Macht, die ihnen aus verschie­
denen Gründen bedenklich und 
gefährlich erscheint. Zum Teil 
sind sie der Meinung, daß der 
Vorsprung ohnehin nicht mehr 
aufzuholen sei und daß für Eu­
ropa die Rolle als Niederlas­
sungsgebiet amerikanischer 
Tochterfirmen und als Lizenz­
nehmerprovinz amerikanischer 
Erfindungen bei gleichzeitiger 
Dauerverteidigung Europas 
durch amerikanische Truppen 
die anziehendste Zukunftsvision 
sei. Allerdings erkennen sie 
nicht, daß sie damit trotz (Pro­
tokoll-) Souveränität und theo­
retischem Selbstbestimmungs­
recht die Voraussetzungen für 
die Gestaltung des eigenen Be­
reichs schrittweise verlieren, 
weil sie sich den vorgegebenen 
Daten nicht mehr entziehen kön­
nen, und sie sehen auch nicht, 
daß totale militärische Abhän­
gigkeit von den USA die Ent­
scheidung über die letzten Fra­
gen der Sicherheit den nicht 
immer berechenbaren Entwick­
lungen der amerikanischen In­
nenpolitik überläßt.

. . .  bedarf der Integration

In seinem aufsehenerregen­
den Buch „Formeln zur Macht“ 
schreibt der Kernphysiker W. 
Fucks: „Die Zahlen zeigen, daß 
die europäischen Mächte im 
Laufe der kommenden zwei oder 
drei Generationen keinen Ein­
fluß von Belang mehr im Kon­
zert der Völker haben werden, 
wenn es ihnen nicht gelingt, eine 
wirkliche wirtschaftliche und po­
litische Einigung herbeizufüh­
ren“, weil nach seiner Meinung, 
seiner an Hand von verschie­
denen Modellen geführten Rech­
nung, die reine Addition national- 
staatlicher Potentiale die Inte­
gration nicht ersetzen kann, für

die es eine echte Machtzuwachs­
prämie gibt. Wer aber die Inte­
gration nicht erzielt, wird die 
Prämie nie erhalten. Auch Ser- 
van-Schreiber wendet sich ge­
gen diese Addition nationalstaat­
licher Potentiale, weil sie nach 
seiner berechtigten Meinung in­
sofern eine Utopie ist, als sie 
schließlich von der fast nie zu­
stande gekommenen Einstim­
migkeit aller Beteiligten ab­
hängt. Dabei ist die Frage, ob 
Fucks sich nicht sogar im Zeit­
ablauf irrt, ob es nicht viel 
schneller geht. Nach Meinung 
von Servan-Schreiber wird der 
point of no return, der Punkt, 
von dem aus es keine Umkehr 
mehr gibt, früher erreicht sein, 
vielleicht schon im Jahre 1980.

Die Europäer sind leider in 
vielen Bereichen in ihrer Tra­
dition befangen. Innerhalb ihrer 
Grenzen sind sie den Dimen­
sionen der Welt von heute und 
morgen nicht mehr gewachsen. 
Sie sind sozusagen fußkrank ge­
worden und kommen nicht mehr 
mit, sei es in den einzelnen tech­
nischen Zukunftsgebieten, wie 
Überschalluftfahrt, Raumfahrt, 
Kernenergie, Elektronik, beson­
ders die Elektronik der Com­
puter, oder in den Bereichen der 
Erziehung und Bildung sowie 
der Organisation, Zielsetzungen 
und Management der Unterneh­
men.

Rückstand Europas

Eine Therapie muß nun nicht 
auf eine antiamerikanische Re­
aktion hinauslaufen. Im Gegen­
teil, diese Reaktion wäre nicht 
nur nutzlos, sondern sogar 
schädlich. So ist auch das, was 
Servan-Schreiber an amerikani­
scher Gefahr zeigt, nicht anti­
amerikanische Aktion, sondern 
scharfe Kritik an den Europäern. 
Die Aussagen und Prognosen 
sind nämlich nicht publicity-hei- 
schende Behauptungen, sondern 
durch offizielle Berichte und Do­
kumentationen gestützte Ergeb­
nisse (z. B. durch die OECD- 
Berichte von 1965 und 1967).
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Sie werden auch durch die 
aufsehenerregenden Erklärun­
gen des jetzigen Weltbankpräsi­
denten McNamara bestätigt, der 
den Europäern nicht nur ihren 
Rückstand auf dem Gebiet des 
Schul- und Bildungswesens vor­
hält, sondern auch als Grund 
für die Abwanderung von Wis­
senschaftlern aus Europa weni­
ger die Bezahlung als den 
Mangel an faszinierenden und 
abenteuerlichen, wissenschaft­
lichen und technischen Auf­
gaben herausstellt. Die These 
Servan-Schreibers, daß die ame­
rikanische Industrie a u ß e r ­
h a l b  der USA heute bereits 
die drittstärkste industrielle 
Weltmacht darstellt, wird auch 
durch die Rede von Thomas J. 
Watson, dem Generaldirektor 
der IBM, im Oktober letzten Jah­
res gestützt. Diese unterrichtet 
davon, daß die von amerikani­
schen Firmen im Ausland pro­
duzierten Güter und erbrachten 
Dienstleistungen sich auf einen 
Wert von über 100 Mrd. $ be­
laufen und damit die Rangord­
nung der dritten Wirtschafts­
macht der Welt nach den USA 
und der Sowjetunion darstellen 
und daß im Jahre 1965 die 75 
Mill. Arbeiter in den Ländern 
der EWG nicht ganz die Hälfte 
dessen produzierten, was die 
etwa gleich große Zahl von 
Arbeitern in den USA in dem­
selben Jahr erzeugte.

Abwanderung von 
Wissenschaftlern

Wenn man dann noch weiß, 
daß nach „Business Week“ vom 
9. 9. 1967 in den Jahren 1956- 
1966 insgesamt 9875 Wissen­
schaftler und Techniker aus dem 
Ausland in die USA gegangen 
sind, davon 3612 aus Europa, 
dann rundet sich das Bild in 
unerfreulicher Welse ab. Die 
Bundesrepublik hat nach einer 
Untersuchung von Dr. Claus Mül- 
ler-Dehn zwischen 1949 und 1966 
etwa 1780 Naturwissenschaftler 
und 4220 Techniker an die USA 
verloren, und auch heute wan­
dern immer noch jährlich über

400 Spezialisten aus, davon 
mehr als zwei Drittel in die USA. 
Forscht man nach den Gründen, 
dann ergibt sich, daß es eben 
doch nicht in erster Linie um 
die höhere Bezahlung geht, son­
dern um bessere Arbeitsmöglich­
keiten, die über die Grenzen der 
Fakultäten hinaus die Zusam­
menarbeit mit staatlichen und 
industriellen Stellen erlauben, 
um die fortgeschrittene Technik 
in der Ausstattung mit modern­
sten Geräten (nicht so sehr um 
Komfort, wie er von unseren 
Ordinarien bevorzugt wird), um 
mehr Freizügigkeit in der Arbeit 
— mit weniger Verwaltungstätig­
keit — und um schnellere Auf­
stiegsmöglichkeiten.

Der Rückstand Europas ist 
heute tatsächlich nicht zu leug­
nen. Und die Gefahr seiner Aus­
weitung von einer Lücke zur 
Kluft wird immer größer.

Aktion durch föderatives 
Denken

Um diese Entwicklung zu ver­
meiden, empfiehlt Servan- 
Schreiber eine Reihe von Maß­
nahmen:
□  Das föderative Denken muß 
an die Stelle des konföderativen 
Systems gesetzt werden (das im 
übrigen auch nur auf Teilgebie­
ten erreicht ist). Konföderation, 
also das Erfordernis der Ein­
stimmigkeit ist die Technik der 
Weigerung, das föderative Sy­
stem, also die legitime Entschei­
dung durch eine Mehrheit, ist 
die Technik der Aktion.
□  Über die Zollunion hinaus 
muß es zu einem einheitlichen 
Rechts- und Steuersystem kom­
men, ohne das es keine Wirt­
schaftsunion geben wird. Wei­
terhin ist der Aufbau eines euro­
päischen Kapitalmarktes vonnö­
ten und die Fähigkeit, von ihm 
Gebrauch zu machen, was zur 
Zeit bevorzugt die Amerikaner 
tun.
□  Ohne einem europäischen 
Zentralismus das Wort zu re­

den, belegt er mit überzeugen­
den Beispielen, daß die Res­
sourcen der Europäer für die 
großen Projekte des big science 
zusammengelegt werden müs­
sen und daß nicht jeder Na­
tionalstaat krämerhaft, kurzsich­
tig und gierig fragen darf, ob er 
aus einem gemeinsamen Pro­
jekt an Aufträgen und damit an 
Geld das wieder herausbe­
kommt, was er hineingesteckt 
hat.

Streben nach gleichberechtigter 
Partnerschaft

Alle Mahnungen und Forde­
rungen laufen nicht darauf hin­
aus, einen Abzug der Amerika­
ner aus Europa zu erzwingen 
— sei es militärisch, sei es wirt­
schaftlich —, sondern es geht 
vielmehr darum, Europa in einen 
Zustand zu versetzen, der es 
überhaupt für die USA partner­
schaftsfähig macht. Diese Ent­
wicklung stimmt auch mit den 
jüngsten amerikanischen Forde­
rungen überein. Derfrühere ame­
rikanische Staatssekretär Nicho­
las Katzenbach hat nach seiner 
zur Erläuterung des amerikani­
schen Sparprogramms unter­
nommenen Reise, die ihn durch 
verschiedene westeuropäische 
Hauptstädte zu Beginn des Jah­
res 1968 geführt hat, in Chicago 
die Auffassung vertreten, daß 
Amerika bereit sein müsse, 
„eine weniger beherrschende 
Rolle innerhalb der nordatlan­
tischen Bündnisgemeinschaft zu 
übernehmen“. Er veriangte die 
Schaffung eines europäischen 
Gesamtbildes, das sich die Vor­
aussetzungen für seine eigene 
Entwicklung selbst schaffen kön­
ne und stark genug sei, um 
gleichberechtigt mit Amerika in 
Beziehungen zu treten. Auch in 
den USA wächst die Einsicht, 
daß es besser sei, Lasten und 
Opfer zu teilen, als die Rolle 
der einzigen Supermacht zu 
spielen und ihre gesamte Bürde 
zu tragen. Servan-Schreibers 
Empfehlungen zeigen nur einige 
der vielen möglichen Maßnah­
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men auf. Sie sind unbedingt als 
verbindliche Norm für die Ge­
staltung der Politik anzusehen. 
Aber die Politiker Europas sind 
aufgerufen, vom laissez-faire 
zur Aktion überzugehen. Es gilt 
eben, eine neue Dimension zu 
erobern, die den wirklichen 
Lebensraum aller europäischen 
Nationen darstellt. Es gilt, ein 
Denken und eine Bev/ußtseins- 
haltung zu schaffen, aus denen 
heraus man begreift, daß wir 
nur dann Franzosen, Deutsche, 
Italiener, Engländer und was 
auch immer bleiben können, 
wenn wir wirklich und rechtzeitig 
Europäer werden.

Europa nach de Gaulle

Eine wichtige neue Phase der 
europäischen Entwicklung ist 
jetzt durch das Abtreten des 
französischen Staatspräsidenten 
von der politischen Bühne ein­
geleitet worden. Die Tragik die­
ses Vorganges läßt keinen 
Raum für billige Kritik. De 
Gaulle hat sich historische Ver­
dienste um den Wiederaufstieg 
Frankreichs, die Gesundung der 
Wirtschaft, die Gesundung des 
Franc, die Liquidation des Afri­
ka-Krieges und den Abschluß 
des Freundschaftsvertrages mit 
Deutschland erworben. Ich hätte

mir sehr gewünscht, daß mit de 
Gaulle und durch ihn der Pro­
zeß der europäischen Einigung 
beschleunigt worden wäre. Ich 
hätte ihn gern als Ersten auf 
dem Stuhl eines Präsidenten der 
Vereinigten Staaten von Europa 
gesehen. Es gilt jetzt, daran zu 
arbeiten und dafür zu kämpfen, 
daß die erreichten Ergebnisse 
der Zusammenarbeit nicht nur 
erhalten bleiben, sondern dar­
über hinaus der Prozeß der 
französisch-deutschen Annähe­
rung als Basis für ein Europa 
der offenen Tür nach allen Sei­
ten bewußt und zielorientiert 
fortgesetzt wird.

Ein international anerkanntes Niveau erreicht
Auszüge aus einem Interview mit Dr. Fritz Hellwig, Vizepräsident der Kommission der Euro­

päischen Gemeinschaften, Brüssel *)

WD: Herr Dr. Hellwig, die For­
schung auf atomarem und tech­
nologischem Gebiet gilt sowohl 
für die wirtschaftliche Entwick­
lung der EWG-Staaten als auch 
für das Überleben im Wettbe­
werb mit den großen Industrie­
mächten USA, UdSSR als unbe­
dingt erforderlich. In der Prä­
ambel der Euratom ist die 
Schließung der technologischen 
Lücke ausdrücklich erwähnt wor­
den. Liegt nicht schon in der 
Sorge, in der Forschung inter­
national den Anschluß zu halten, 
ein wesentlicher Ansporn für die 
Gemeinschaft, im Nuklearbereich 
mehr zu tun als bisher?

HELLWIG: Diese Frage ver­
langt eine etwas differenzieren­
de Antwort. Der Rückfall in na­
tionales Denken, die Nationali­
sierung bisheriger Gemein­
schaftspolitik begegnet uns ten­
denziell auch auf anderen Ge­
bieten der Gemeinschaft. Das

*) ln vollem Wortlaut wurde der Text ab- 
gedruokt In INTERECONOMICS Nr. 4/69, 
EURATOM -  Community in a Crlsls, 
S. 106 ff.

besondere Problem von Eura­
tom liegt in diesem Zusammen­
hang darin, daß eine kritische 
Phase der Kernforschung in 
allen unseren Mitgliedsländern, 
begleitet von besonderen Kri­
senerscheinungen in der Nukle­
arpolitik einzelner Mitgliedslän­
der, mit einer europäischen Ver­
drußstimmung zusammenfällt, 
die wiederum die Folge des 
Ringens um eine politische Kon­
zeption ist.

Der sachliche Kern dieser 
Euratom-Probleme soll aber 
nicht mit politischen Argumenten 
wegdiskutiert werden. Ich möch­
te zur Kennzeichnung dieser 
sachlich begründeten Krisener­
scheinungen in der gesamten 
Kernforschung nur folgendes 
sagen: In Großbritannien ist man 
seit einigen Jahren dabei, eine 
Umstellung der überdimensio­
nierten Atomenergie-Behörde 
durchzuführen. In Frankreich ist 
die Überdimensionierung der 
Atomenergie-Kommission in al­
len ihren Einrichtungen heute

ein offenes Gesprächsthema, 
und auch hier sucht man nach 
einer Neuorientierung der na­
tionalen Forschung. Selbst in 
den Vereinigten Staaten haben 
die Haushaltsschwierigkeiten da­
zu geführt, daß für die Tätig­
keit der Atomenergie-Kommis­
sion Haushaltsabstriche und Per­
sonalreduzierungen notwendig 
wurden. Wenn solche Umstellun­
gen also eine weltweite Er­
scheinung sind, so läßt sich kein 
Vorwurf daraus konstruieren, 
wenn auch Euratom in der Di­
mensionierung seiner bisherigen 
Forschungstätigkeit von ähnli­
chen Überiegungen betroffen 
wird. Nur handelt es sich im 
Falle Euratoms um ein unglück­
liches Zusammentreffen dieser 
sachlichen Probleme mit einer 
politischen Mißstimmung, die die 
Suche nach geeigneten Lösun­
gen schwer belastet.

WD: Also würden Sie sagen, 
daß Europa bzw. Euratom im 
Vergleich mit den USA ganz gut 
dasteht?
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HELLWIG: Ich meine, daß wir 
uns, was den Umfang der bis­
herigen Forschung und ihrer Er­
gebnisse in der Gemeinschaft 
und in den einzelnen Mitglieds­
ländern angeht, im internatio­
nalen Vergleich durchaus sehen 
lassen können. Es Ist unbestrit­
ten, daß wir auf dem Gebiet der 
schnellen Reaktoren, der Natur- 
Uran-Reaktoren, der Hochtempe­
ratur-Reaktoren, der Datenver­
arbeitung und -Speicherung im 
Bereich der Nuklearwissenschaf­
ten, um nur einige Arbeitsgebie­
te zu nennen, ein international 
anerkanntes Niveau erreicht ha­
ben.

WD: Wie kommt es dann aber, 
daß z. B. in Europa die Bau- 
planung der nächsten Jahre nur 
eine Verdoppelung der jetzt vor­
handenen Atomkraftwerke mit 
einer Gesamtleistung von etwas 
über 6000 MWe erwarten läßt, 
während gleichzeitig in den USA 
die Zahl der vorgesehenen Atom­
kraftwerke sich versechsfachen 
wird mit einer Gesamtleistung 
von über 70 000 MWe?

HELLWIG: Der Abstand im 
Reaktorbau ist weniger der Aus­
druck des jeweiligen F o r ­
s c h u n g s n i v e a u s  als viel­
mehr Folge der M a r k t v e r ­
h ä l t n i s s e .  Die Reaktoranla­
ge wird ja in diesen Fällen nicht 
mehr als ein Forschungsinstru­
ment gebaut, sondern als eine 
industrielle Anlage zur Erzeu­
gung von Elektrizität. Wenn aber 
die Elektrizitätswirtschaft nicht 
bereit ist, Kernkraftwerke in Auf­
trag zu geben, sondern noch 
durch staatliche Fördermaßnah- 
men angehalten wird, andere, 
konventionelle Kraftwerkstypen 
zu bestellen, dann ist das nur 
eine Ursache für den Abstand 
in der Bauplanung von Kern­
kraftwerken. Man könnte noch 
viele andere Ursachen anführen. 
Unsere Sorge ist, daß der Durch­
bruch zur industriellen Nutzung 
in Europa bisher nicht auf so 
breiter Front erfolgt, wie dies in 
den USA geschieht. Die Gründe 
dafür liegen in der Zersplitterung

sowohl der Nachfrage bei der 
Elektrizitätswirtschaft wie des 
Angebots bei den industriellen 
Herstellern solcher Anlagen. Wir 
haben z. B. ein gutes Dutzend 
Industriefirmen in der Gemein­
schaft, die Reaktorkraftwerke 
herstellen wollen. In Amerika 
wird mit einer einheitlicheren 
technischen Konzeption ein viel 
größeres Angebot von vier bis 
fünf großen Firmen auf den 
Markt gebracht. Das Beschäfti­
gungsvolumen einer einzigen 
Reaktorbaufirma in den USA ist 
so groß wie das gesamte Auf­
tragsvolumen der Europäischen 
Gemeinschaften in den nächsten 
fünf Jahren.

Im übrigen beziehen sich die 
von Ihnen genannten Zahlen auf 
die Entwicklung bis 1975. Im 
Augenblick sieht es gar nicht so 
schlecht aus für uns. ln der Ge­
meinschaft hatten wir Mitte des 
vergangenen Jahres ebenso vie­
le Kernkraftwerke in Betrieb mit 
etwa der gleichen installierten 
Leistung wie die Vereinigten 
Staaten. Ihre Zahlen lassen die 
unterschiedliche Entwicklung des 
zukünftigen Marktes erkennen.

WD; Im Gesamtprogramm von 
Euratom, vor allem im Reaktor­
bau, gab es bisher noch keine 
Ansatzpunkte für ein gemein­
sames Konzept. Es ist den Atom­
politikern nicht einmal gelungen, 
die reine Forschungstätigkeit zu 
einer industriellen Nützung hin­
zuführen. um eine Verbindung 
zwischen Forschungspolitik, 
Energiepolitik und Industriepoli­
tik herzustellen. Ist damit nicht 
von vornherein Euratom in eine 
Isolierung gestellt worden, die 
dazu beitrug, daß sich heute 
kein Mitgliedstaat so recht zu­
ständig fühlt für die Atomge­
meinschaft?

HELLWIG: Eines ist an Ihrer 
Bemerkung richtig, nämlich, daß 
die Euratom-Gemeinschaft zu 
lange überwiegend im For­
schungsbereich verblieben ist. 
In Zukunft soll aber auch die 
Atomforschung in den größeren

Rahmen einer gemeinsamen 
Energiepolitik und einer gemein­
samen Industriepolitik gestellt 
werden. Aber ich muß hier gleich 
hinzufügen: Noch hat die Ge­
meinschaft k e i n e  gemeinsa­
me Energiepolitik und k e i n e  
gemeinsame Industriepolitik. Die 
europäischen Exekutiven haben 
dazu wiederholt Vorschläge ge­
macht. Aber die Regierungen 
waren nicht bereit, irgendwelche 
verbindlichen Beschlüsse zu fas­
sen, die über das Minimum hin­
ausgingen, das die Verträge vor­
schreiben — ein Zustand, den 
die Kommission wiederholt be­
klagt hat.

Was die Frage der „Isolie­
rung“ von Euratom angeht, so 
möchte ich diesen Zustand et­
was anders umschreiben. Ich 
glaube, wir können heute rück­
blickend sagen, daß Euratom 
versucht hat, es zwei einander 
entgegengesetzten Auffassun­
gen recht zu machen. Man hat 
sich dabei jedoch zwischen die 
Stühle gesetzt. Die eine Auf­
fassung war die, Euratom solle 
unabhängig von den Vereinigten 
Staaten eine e i g e n e  europä­
ische Reaktorforschung betrei­
ben. Deshalb hat Euratom ein 
eigenes Forschungsprogramm 
angelegt, in dessen Mittelpunkt 
die Entwicklung eines mit Natur- 
Uran betriebenen Reaktors des 
Schwerwassertyps stand. Fünf 
Mitgliedsländer der Gemein­
schaft waren aber nicht bereit 
zu warten, bis ein solcher eigen­
ständiger europäischer Reaktor­
typ industriell verfügbar war. Sie 
wollten die Chance zur Über­
nahme und Nutzung bereits vor­
handener amerikanischer Typen 
nicht verlieren. Euratom hat des­
halb mit den Vereinigten Staa­
ten ein Abkommen geschlossen, 
das der europäischen Reaktor­
bauindustrie und Elektrizitäts­
wirtschaft die amerikanischen 
Patente und Erfahrungen zu­
gänglich machte. Zugleich wur­
de die Versorgung mit angerei­
chertem Uran geregelt. Die ame­
rikanischen Leichtwasserreakto­
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ren sind auf die Verwendung 
von angereiciiertem Uran ange­
legt, und der einzige Lieferant, 
der dafür in Frage kam, waren 
die Vereinigten Staaten selbst. 
Heute wirft man auf der einen

Seite Euratom vor, daß man 
amerikanische Verfahren nach 
Europa gebracht habe, während 
fünf Mitgliedsländer Euratom 
vorwerfen, daß die Gemeinschaft

eigenen europäischen Reaktor­
typs der Industrie in diesen Staa­
ten Konkurrenz gemacht hätte. 
Das ist der Zustand, den ich als 
„zwischen den Stühlen“ be-

durch die Entwicklung eines zeichne.

Ohne Forschung kein Wachstum
Bernd Lüthje, DIHT, Bonn

Es besteht kein Zweifel, in der 
weltweiten Rangskala tech­

nologischer Abstände zwischen 
den einzelnen Volkswirtschaf­
ten liegt die Bundesrepublik 
nicht mehr auf den vorderen 
drei Plätzen. Sie führt allenfalls 
das Mittelfeld an. Die Bundes­
republik Deutschland hat zu we­
nige zukunftsorientierte Wachs­
tumsindustrien. Elektrotechnik, 
Automobilbau, Maschinenbau, 
Eisenwaren und Chemie haben 
zwar auch in Zukunft Wachs­
tumschancen, sind aber nicht In 
der Lage, die bestehende In­
dustriestruktur so umzuschich­
ten, daß langfristig erhebliche 
Produktivitätssteigerungen ge­
sichert sind.

Die USA, Rußland und Japan 
dagegen haben schon heute die 
Wachstumsindustrien, die in 
fünf bis zehn Jahren die größten 
volkswirtschaftlichen Produktivi­
tätssteigerungen erwarten las­
sen. Sie haben auch die Infor­
mationsverfahren entwickelt, die 
Ergebnisse ihrer eigenen For­
schungen und die anderer Staa­
ten schnell und wirtschaftlich zu 
verwerten.

Herausforderung der 70er Jahre

Die Bundesrepublik muß die 
technologische Lücke als Her­
ausforderung an ihre Wissen­
schafts- und Wirtschaftspolitik 
verstehen. Sie muß den For­
schungsbereich so entwickeln, 
daß das wirtschaftliche Wachs­
tum der siebziger Jahre stetig

gesichert ist. Ohne die Bewäl­
tigung dieser Herausforderung 
werden die Perspektiven des 
Wirtschaftswachstums in der 
Bundesrepublik Deutschland bis 
zum Jahre 1980, nach denen 
der Bundeswirtschaftsminister 
glaubt, daß das Bruttosozialpro­
dukt in Preisen von 1965 jähr­
lich zwischen 3,5 und 5 %  stei­
gen wird, wohl kaum zur Wirk­
lichkeit.

Die technologische Lücke ist 
eine Herausforderung in zwei­
facher Hinsicht. Einmal ist ohne 
die Beseitigung der technologi­
schen Lücke bei praktisch stag­
nierender Erwerbstätigenzahl 
und bei einer unveränderten 
Branchenstruktur die Erhöhung 
der Produktivität sehr fraglich. 
Denn bei gegebener Wirtschafts­
struktur nehmen die Produk­
tionszuwächse ab. Ohne stei­
gende Produktivität jedoch kann 
die wirtschaftlich starke Stel­
lung der Bundesrepublik in der 
Weltwirtschaft nicht gehalten 
werden. Damit aber ergeben 
sich auch für die politische Stel­
lung der Bundesrepublik nega­
tive Konsequenzen, die doch 
überwiegend durch die wirt­
schaftliche Position gesichert 
wird. Zum anderen wird die 
technologische Basis in Zukunft 
noch mehr erschüttert werden, 
als das heute schon der Fall Ist, 
wenn wir die technologische 
Lücke nicht schließen. Die auf 
e i g e n e n  Erfindungen beru­
hende technologische Basis je­

doch ist und bleibt in unserem 
Land, das unter langfristigen 
Wachstumsaspekten über keinen 
ausreichenden Binnenmarkt und 
keine natürlichen Produktions­
vorteile verfügt, die Basis für 
die internationale Wettbewerbs­
fähigkeit der Wirtschaft. Diese 
Basis aber ist schon heute er­
schüttert. Die negative Lizenzbil­
dung ist dafür ein deutliches 
Warnsignal.

Wachsende Staatsaufgaben

Aufgabe der siebziger Jahre 
wird es sein, die technologische 
Lücke zu überwinden. In der Ge­
schichte der deutschen Industri­
alisierung haben Forschung und 
Wirtschaft mehrmals technologi­
sche Lücken überwunden. Doch 
wird im Unterschied zu früher 
der Obergang in die nachindu­
strielle Gesellschaft des Herman 
Kahn nur mit einer Globalpla­
nung der Grundlagenforschung 
und des technischen Fortschritts 
möglich sein. Da die langfristige 
und zukunftsorientierte For­
schung außerordentlich kapital­
aufwendig und risikoreich ist so­
wie zu einem großen Teil zu­
nächst die Grundlagenforschung 
umfaßt, kann sie nicht allein der 
Privatinitiative überlassen blei­
ben, sondern muß vom Staat 
mitgeplant und mitfinanziert wer­
den. Zwar ist die im internatio­
nalen Vergleich am Mittelunter­
nehmen orientierte deutsche In­
dustrie flexibel, aber sie wird 
In Zukunft in der technologi-
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sehen Entwicklung Zurückblei­
ben, wenn der Staat nicht mehr 
Forschungsaufgaben als bisher 
übernimmt oder mitfinanziert.

In der Bundesrepublik fehlt 
eine Gap-Forschung. Sie könnte 
feststellen, auf welchen Gebie­
ten Lücken bestehen. Damit 
würden die Grundlagen geschaf­
fen, wenigstens die öffentlichen 
Finanzmittel optimal zur Über­
windung der Gaps einzelner 
Branchen und neuer Technolo­
gien einzusetzen. Eine derartige 
Aufgabe könnte das neuge­
gründete „Industrie-Institut zur 
Erforschung technologischer Ent­
wicklungslinien“ in Hannover 
übernehmen.

Trügerische Exporlerfolge

In der Bundesrepublik gibt es 
nicht nur auf technologischem 
Gebiet Gaps im internationalen 
Vergleich. Auch in den IVIanage- 
ment-Systemen der Unterneh­
men, des Staates und der For­
schung bestehen Lücken. Im in­
ternationalen Handel dagegen 
scheint die Bundesrepublik, wie 
dieExporterfoige der letzten Jah­
re zeigen, einen Vorsprung zu 
haben. Die Flexibilität des deut­
schen Exporthandels und der 
Rückhalt durch stabile Preise 
machen die Lücken der Tech­
nologie und des Managements 
wett. Doch kann wirtschaftliches 
Wachstum langfristig von Ex­
porterfolgen allein nicht getra­
gen werden. Langfristig ist 
Wachstum abhängig vom tech­
nischen Fortschritt. Der techni­
sche Fortschritt aber ist in erster 
Linie eine Funktion von For­
schung, wirtschaftlicher Verwer­
tung der Forschungsergebnisse 
und Aus- und Weiterbildung.

Rückständiges Europa

Diese einfachen Funktionsbe­
ziehungen werden in der politi­
schen Diskussion, die sich vor­
wiegend an kurzfristigen Grup­
peninteressen orientiert, häufig 
nicht gesehen. Der Vorsprung 
der „Großen Drei“ in der Tech­

nologie ist darauf zurückzufüh­
ren, daß der Staat entscheidend 
an der Realisierung der Formel 
des technischen Fortschritts be­
teiligt ist. Die technologische 
Lücke zwischen den USA und 
Europa beruht letztlich auf einer 
zu geringen Beteiligung des 
Staates an Forschung und Ent­
wicklung und einer mangelhaf­
ten Zusammenarbeit zwischen 
Staat und Wirtschaft bei der 
Planung und Einführung des 
technischen Fortschritts.

Die Organisation für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) hat festge­
stellt, daß die USA in den 
„Schrittmacher-Bereichen“ (Wil­
liam E. Griffith) Elektronik (Halb­
leiter), Flugzeugbau, Weltraum­
fahrt und in den meisten ato­
maren Bereichen zumindest den 
Ländern der freien Welt über­
legen sind. Nur Japan kann hier 
annähernd den Anschluß halten. 
In anderen Bereichen, wie 
Kunststoffe, Pharmazeutika, Ei­
sen und Stahl, Werkzeugma­
schinen, wissenschaftliche In­
strumente, synthetische Fasern 
und Nichteisenmetalle, bestün­
den keine nennenswerten Gaps. 
Damit halten die europäischen 
Staaten allein in den traditio­
nellen Industrien den interna­
tionalen Anschluß.

Notwendige Zusammenarbeit

Wenn die BRD das Wachstum 
der deutschen Wirtschaft auch 
in den siebziger Jahren sichern 
will, muß sie prüfen, wie sie ihre 
internationale Wettbewerbsstel­
lung in den Schrittmacher-Berei- 
chen verbessern und ob sie 
eigene Schrittmacher-Bereiche 
entwickeln kann. Die weltweite 
Arbeitsteilung der nächsten zehn 
Jahre darf sich jedenfalls nicht 
so entwickeln, daß die Bundes­
republik in den traditionellen In­
dustrien mit ständig abnehmen­
den Produktivitätszuwächsen 
führend ist, aber an neuen In­
dustrieentwicklungen nicht teil­
nimmt. Deshalb ist eine ent­
scheidende Änderung in dem

Zusammenspiel von Staat und 
Wirtschaft in der planmäßigen 
Einführung des technischen Fort­
schritts notwendig. Staat und 
Wirtschaft müssen gemeinsam 
eine Politik der technologischen 
Zukunftssicherung entwickeln.

Die Bundesregierung, die
Wirtschaft und die politischen 
Parteien haben die Herausfor­
derung der technologischen Lük- 
ke erkannt. Immerhin konnten 
die Aufwendungen für For­
schung und Entwicklung trotz 
der Rezession von 1965 bis 1968 
von 10 auf 14 Mrd. DM gestei­
gert werden. Es fehlt aber in 
der Bundesrepublik eine Politik, 
die alle Mittel konzentriert zur 
Überwindung der technologi­
schen Lücke einsetzt. Das Bun­
desministerium für wissenschaft­
liche Forschung hat in diesem 
Jahr Förderungsprogramme und 
-Projekte für Energietechnik, 
physikalische Technologien, 
Technologien der Umweltsge­
staltung, Verkehrstechnik, biolo­
gische und medizinische Tech­
nik, Energieübertragung und Ge­
winnung von Nahrungsmitteln in 
Angriff genommen, doch geht 
man dabei behutsam vor. Die 
gegebene Wirtschaftsstruktur 
wird nicht verändert, und die 
Projekte für den „Sprung nach 
vorn“ fehlen nach wie vor.

Politil< der technologischen 
Zukunft

Man sollte endlich mit einer 
konsequenten Politik der tech­
nologischen Zukunftssicherung 
beginnen, die sich zum Ziel set­
zen muß, bis spätestens 1975 
die technologische Lücke in den 
Schrittmacher-Bereichen zu ver­
ringern, damit die Bundesre­
publik zumindest die heutige 
Stellung in der internationalen 
technologischen Rangfolge und 
damit in der Wachstumsskala 
halten kann. Voraussetzung da­
für ist aber, daß in einer um­
fassenden Analyse, die sich nicht 
allein auf die Erhebungen der 
OECD und der Europäischen 
Gemeinschaft stützt, die techno­
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logischen Lücken erfaßt werden. 
Diese Gap-Forschung muß auch 
Vorschläge machen, wie der 
Ausbildungsmisere in den Schu­
len und Universitäten und der 
mangelhaften Management-Aus­
bildung begegnet werden kann.

Darüber hinaus muß in einer 
unabhängigen Untersuchung ge­
prüft werden, auf welchen Ge­
bieten die Bundesrepublik plan­
mäßig Zukunftsforschungen be­
treiben kann, die sich wirtschaft­
lich verwerten lassen. Zu den­
ken ist dabei an maschinelle und 
chemische Methoden zur Steige­
rung der Nahrungsmittelproduk­
tion, Schnelle Brüter, Klein- 
Atomreaktoren, Elektroautos, 
Lastraketen, nichtnumerische 
Datenverarbeitung, Dienstlei­
stungsautomatisierung, Schub­
elemente, Metall-Legierungen 
unter Verwendung von Kunst­
stoffen, Altersforschung, plasti­
sches Fernsehen, Sprachma-
schinen, Transportfließbänder, 
Wassergewinnung und Ozeano­
graphie. Eine solche umfassen­
de Analyse wird wahrscheinlich 
einen weitaus größeren Katalog 
von Forschungsvorhaben brin­
gen, als ihn das Wissenschafts­
ministerium heute kennt.

Drei-Stufen-Plan

Die Politik der technologi­
schen Zukunftssicherung um­
faßt drei Etappen:

□  Die schon längst fällige Wis­
senschaftsdebatte des Bundes­
tages, die schon mehrmals an­
gesetzt und verschoben worden 
ist, sollte noch vor der Bundes­
tagswahl stattfinden. Im Rahmen 
dieser Debatte sollten die bis­
herigen Leistungen der Bundes­
regierung kritisch untersucht 
werden. Sie muß dazu führen, 
daß im nächsten Bundestag ein 
Ausschuß entsteht, dem alle Ex­
perten des Bundestages ange­
hören, die sich mit der technolo­
gischen Zukunftssicherung be­
fassen. Dieser Ausschuß soll An­
regungen für die Forschung 
geben, und die Bundesregie­
rung muß ihm gegenüber Re­
chenschaft über ihre Vorhaben 
ablegen.

□  Bis etwa 1971 muß ein um­
fassendes Konzept zur Gap-Be- 
kämpfung entstehen, für das 
Wirtschafts- und Wissenschafts­
ministerien zuständig sein soll­
ten. Es muß technologische Pla­
nungen für Schrittmacher-Be­
reiche enthalten, die von der 
Bundesrepublik wirtschaftlich zu 
tragen sind. Gleichzeitig sollte in 
diesem Konzept auch die Um­
strukturierung der Aus- und 
Weiterbildung im Sinne der tech­
nologischen Zielsetzung fixiert 
werden, ln einem Finanzplan 
muß dann festgelegt werden, 
welche staatlichen Mittel für die 
planvolle Einführung des tech­

nischen Fortschritts bereitge­
stellt werden müssen. Diese 
Konzeption ist mit der Wirtschaft 
abzustimmen. Daher muß der 
Wissenschaftsminister eine zwei­
te „Konzertierte Aktion“ einrich­
ten, in der Streitfragen geklärt 
und Prioritäten der technolo­
gischen Forschung besprochen 
werden.
□  Nach der Abstimmung mit 
der Wirtschaft müssen die For­
schungen in Schrittmacher-Be­
reichen vom Staat mitfinanziert 
werden. Voraussetzung dafür ist 
allerdings, daß diese Bereiche 
tatsächlich zu einer Veränderung 
der Wirtschaftsstruktur und zu 
langfristigen Produktivitätsstei­
gerungen führen. Mit der dritten 
Etappe wird dann die Politik der 
technologischen Zukunftssiche­
rung ab 1972/73 einsatzfähig.

Natürlich wäre es ideal, Ziel­
vorstellungen, Analysen und 
Strategien gemeinsam mit den 
Partnern der Europäischen Ge­
meinschaften und mit den bei­
trittswilligen europäischen Staa­
ten zu entwickeln. Aber die Dis­
kussion um Euratom und die 
mangelhafte Kooperation in der 
Arbeitsgruppe „Politik auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung“ der 
Brüsseler Kommission lassen 
eine gemeinsame Politik der 
technologischen Zukunftssiche­
rung fragwürdig erscheinen.

B e i  d e r  D E U T S C H E N  B U N D E S B A H N
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Deutsche Industrie erkennt die Zeichen der Zeit

W ie fruchtbar sie doch ist, 
die „amerikanische Her­

ausforderung“! Industrie und 
Establishment scheinen nun 
auch bei uns aus ihrem Dorn­
röschen-Schlaf zu erwachen. Die 
oft berechtigt, aber ebenso oft 
auch unberechtigt zitierte „tech­
nologische Lücke“ wird einge­
kreist. Wenn die Zeichen nicht 
trügen, wird man sie überwin­
den, wo sie überwindbar ist. Die 
Vorwürfe, die deutsche Industrie 
sei nur mangelhaft auf die acht­
ziger und neunziger Jahre vor­
bereitet -  Hermann Josef Abs 
sprach es noch im Januar aus 
-  dürften weniger werden.

Meinungswandel in der Industrie

Um die Zukunft zu bewälti­
gen, haben große Firmen der 
deutschen Industrie sich ent­
schieden, über die eigenen Pla­
nungen und Analysen hinaus ein 
gemeinsames „Institut zur Er­
forschung technologischer Ent­
wicklungslinien“ zu gründen. 
Dieser, auf der Hannover-Messe 
1969 bekannt gewordene Ent­
schluß mag viele Kritiker an der 
deutschen Industrie überrascht 
haben. Denn lange Zeit war die 
Industrie gegenüber der Zu­
kunftsforschung recht reserviert. 
Jetzt hat sie ihre Haltung ge­
ändert. Sie wird sich die Mög­
lichkeiten und Methoden einer 
wissenschaftlichen Erforschung 
zukünftig wichtiger Trends zu­
nutze machen.

Notwendiges Forsciiungsinstitut

Den Gedanken, ein wissen­
schaftliches Institut zu gründen, 
das die t e c h n o l o g i s c h e n  
und ö k o n o m i s c h e n  Bedin­

gungen der Zukunft erforscht, 
hatten sich unabhängig vonein­
ander zwei Gesellschaften zu 
eigen gemacht, die mit zu den 
Initiatoren des neuen Instituts 
gehören: Die „Deutsche Messe- 
und Ausstellungs-AG“ und die 
„Gesellschaft für Zukunftsfra­
gen e.V.“. Die Messe-Gesell­
schaft beobachtet aus ihrer spe­
ziellen Sicht seit Jahren den im­
mer schneller werdenden Fort­
schritt der Technik. Auf der 
Messe wird deutlich, wie sehr 
sich der zeitliche Abstand zwi­
schen theoretischer Erkenntnis, 
Entwicklung und produktionsrei­
fer Konstruktion ständig ver­
ringert. Neben ihrer Funktion 
als internationaler Markt wird 
die Messe insofern immer mehr 
zu einem Umschlagplatz für tech­
nisches Gedankengut und wis­
senschaftliche Forschungsergeb­
nisse. Daher lag es für die 
Messe-Gesellschaft in Hannover 
nahe, sich mit der Idee einer 
auf ihrem Gelände angesiedel­
ten Forschungsstelle für die In­
dustrie zu befassen.

Die „Gesellschaft für Zukunfts­
fragen e.V.“ konstituierte sich 
im Dezember 1967. Unter der 
Leitung von Prof. Werner Holste 
(Vorstandsmitglied der Volks­
wagenwerk-AG) v/ollen führen­
de Persönlichkeiten der deut­
schen Wirtschaft, Wissenschaft 
und Publizistik die verschiede­
nen Ansätze für eine Zukunfts­
forschung koordinieren und den 
Kontakt zwischen der Öffentlich­
keit und der Wissenschaft her­
stellen. Bei der Aufgabenstel­
lung war die Schaffung eines 
zentralen Instituts zur Erfor­
schung technologischer und öko­

nomischer Trends eine fast 
zwangsläufige Aufgabe der Ge­
sellschaft.

Förderung durdi Industrie und 
Bund und Länder

In gemeinsamen Beratungen 
haben die Messe-AG und die 
Gesellschaft für Zukunftsfragen 
ihre Vorstellungen dann so weit 
koordiniert und konkretisiert, 
daß sie an die deutsche Indu­
strie mit der Bitte herantreten 
konnten, Träger eines derarti­
gen Instituts zu werden. Auf der 
Hannover-Messe 1969 hat die 
Industrie der Gründung zuge­
stimmt. Zur Finanzierung haben 
bereits zahlreiche Förderer zum 
Teil erhebliche Summen zuge­
sagt.

Wichtig erscheint es indessen 
zu betonen, daß die Gründung 
und Finanzierung des Industrie­
instituts nicht nur eine Angele­
genheit weniger Großunterneh­
men bleiben sollte, die es sich 
leisten können, schon heute an 
das Jahr 2000 zu denken. Ge­
rade auch für mittlere und kleine 
Unternehmungen, deren eigene 
Entwicklungsarbeit notwendiger­
weise sehr spezialisiert sein 
muß, dürfte die Möglichkeit des 
unmittelbaren Rückgriffs auf die 
Ergebnisse der mehr interdis­
ziplinären Forschungstätigkeit 
des neuen Instituts von großem 
Nutzen sein.

Die Bundesregierung sicherte 
ihre Unterstützung durch die 
Minister Stoltenberg und Schiller 
„in geeigneter Weise“ zu. Mini­
ster Stoltenberg stellte fest, daß 
die für die Gründung des Insti­
tuts maßgebenden Überlegun­
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gen weithin mit den neuen Pla­
nungen der Bundesregierung 
auf den Gebieten der Technik, 
der Förderung der Innovation 
und der engen Verbindung von 
Forschung und technischer Ent­
wicklung übereinstimmten. Die 
Regierung, so meinte er in Han­
nover, wolle Programme einlei­
ten und fördern, die für die po­
litische Lösung wichtiger öffent­
licher Zukunftsaufgaben von Be­
deutung seien.

Hervorzuheben ist nicht zu­
letzt, daß neben der Industrie 
und dem Bund auch die Länder 
Niedersachsen und Hamburg 
dem neuen Industrieinstitut ihre 
Unterstützung zugesagt haben. 
Sowohl der Hamburger Bürger­
meister Prof. Weichmann als 
auch die niedersächsischen Mi­
nister Kübel und Langeheine ge­
hören dem Gründungsausschuß 
des Instituts an.

Zurückhaltende Chemie

Zurückhaltung gegenüber der 
Gründung des Instituts ist bis­
her nur vom Sprecher des Ver­
bandes der chemischen Indu­
strie, dem Vorstandsvorsitzen­
den der BASF, Prof. Timm, be­
kannt geworden. Die Verhältnis­
se in der Chemie, so meint Prof. 
Timm, lägen anders als bei der 
übrigen Industrie, und die Che­

mie wisse allein, was sie in der 
Zukunft zu tun hätte. Es ist al­
lerdings unwahrscheinlich, daß 
die Chemie ein endgültiges 
„ohne mich“ ausgesprochen hat. 
Denn im neuen Industrie-Insti­
tut dürften Grundlagen und Sy­
steme erarbeitet werden, die 
jeder Branche zur Bildung einer 
eigenen Strategie dienen kön­
nen. Eine spätere Mitarbeit der 
chemischen Industrie erscheint 
daher nicht ausgeschlossen.

Forschungsarbeit des Instituts

Bei der Arbeit des Instituts 
wird mit einer Anlaufzeit von 
drei Jahren gerechnet. Zunächst 
sind fünf Schwerpunkte für die 
Forschung vorgesehen: Materie 
und Energie, Konstruktion und 
Produktion, Information, Städte­
bau und Verkehr, Methoden, 
Systeme und Planung.

Um das bereits vorhandene 
Potential ausnutzen zu können, 
wurde im Hinblick auf die wirt­
schaftswissenschaftlichen Frage­
stellungen eine enge Zusam­
menarbeit mit dem Hamburgi­
schen Welt-Wirtschafts-Archiv 
vereinbart. Außerdem sollen die 
in und um Hannover bestehen­
den Universitäten und Hoch­
schulen wertvolle Impulse und 
Kontakte geben. Die erarbeite­
ten Informationen sollen lau­

fend durch Publikationen und 
Seminare an die maßgeblichen 
Stellen in Wirtschaft und Indu­
strie, Wissenschaft und Verwal­
tung weitergegeben werden.

Ein Kuratorium wird die Arbeit 
des Instituts im einzelnen fest­
legen. Zunächst sollen 50 haupt­
amtliche Mitarbeiter beschäftigt 
werden. Zu ihnen sollen für je­
weils zwei bis drei Jahre weitere 
50 bis 70 Mitarbeiter aus der 
Industrie kommen, um die Ar­
beiten des Instituts praxisnah 
zu gestalten. Der laufende Etat 
wird bei einmaligen Anschaf­
fungskosten zwischen 4 und 5 
Mill. DM auf 10 bis 15 Mill. DM 
veranschlagt. Primär werden 5 
bis 6 Arbeitsprojekte in Angriff 
genommen werden. Je Projekt 
werden 5 bis 6 wissenschaftliche 
Mitarbeiter sowie etwa 6 Hilfs­
kräfte angesetzt.

Damit sind erstmals in Deutsch­
land die Vorbedingungen für 
eine wissenschaftlich fundierte 
Erforschung der Zukunft getrof­
fen worden. Zweifellos läßt sich 
die technologische Lücke auf 
diese Weise nicht schließen. 
Aber die Initiative zeigt, daß die 
deutsche Industrie nicht bereit 
ist, das Feld kampflos der mäch­
tigen internationalen Konkurrenz 
zu überlassen.
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Welfare Economics and the 
Economics of Socialism 
Towards a Commonsense Critique
MAURICE DOBB
WELFARE ECONOMICS analysiert Bewertungsmaßstäbe 
für das Höchstmaß an individueller und kollektiver staat­
licher Fürsorge und Versorgung. Berichte über solche 
optimalen Bedingungen werden oft als Rechtfertigung 
für politische Empfehlungen gebraucht und für die Auf­
wertung der relativen Leistungsfähigkeit von angestreb­
ten Wirtschaftssystemen und Einrichtungen. Dieses Buch 
stellt eine Kritik der Wohlfahrtswirtschaft dar im Hinblick 
auf ihr Verhältnis zu gegenwärtigen Problemen der Wirt­
schaftspolitik und der politischen Sozialwirtschaft.
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Tanganyika under 
German Rule 1905-1912
JOHN ILIFFE

Dieses Buch beschreibt die Geschichte Tanganyikas von 
der Maji-Maji Rebellion (der größten afrikanischen Re­
bellion gegen die europäische Herrschaft) bis zu den 
letzten Jahren der deutschen Verwaltung. Es vertritt die 
Ansicht, daß die Rebellion der deutschen Kolonialpolitik 
und den afrikanischen Gemeinschaften den entscheiden­
den Anstoß gab, Änderungen einzuleiten, die zu dem 
Konflikt zwischen den Zielen der europäischen Siedler 
und denen der afrikanischen Modernisierer führten.
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